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um zu sehen, was dabei herausgekommen ist, dann 
muss man an der Stelle sagen: Nicht viel!  

Ich möchte nun darauf zu sprechen kommen, was 
für den Standort wichtig ist, was wir jetzt brauchen 
und wo Sie, Herr Minister und Frau Ministerpräsi-
dentin, handeln müssen. Derzeit sind die Fronten 
verhärtet. Die Situation ist, dass das Management 
von General Motors, das klar und eindeutig die 
Hauptverantwortung für die aktuelle Lage trägt, of-
fenkundig nicht bereit ist, mit der Belegschaft weiter 
zu sprechen, und dass sich eigentlich mit jedem 
Tag, der ins Land geht, diese Front verhärtet. Je 
länger wir hier warten, je länger konkrete Maßnah-
men durchgeführt werden, je eher die ersten Schrit-
te in Richtung einer möglichen Abwicklung des 
Werks unternommen werden, desto schwieriger 
wird es, die Parteien noch einmal an den Tisch zu 
bekommen. Und genau da, Herr Minister, liegt Ihre 
Verantwortung. Es ist die Verantwortung der Lan-
desregierung, dafür zu sorgen, dass die Parteien 
wieder an einen Tisch kommen, miteinander reden 
und möglichst eine vernünftige Lösung für den 
Standort finden.  

(Beifall von der CDU) 

Das Zeitfenster ist ganz eng; ich habe es bereits 
gesagt. Mit jedem Tag, mit jeder Woche, die ver-
geht, schließt sich dieses Fenster immer mehr und 
wird eine Lösung immer unwahrscheinlicher. Vor 
diesem Hintergrund gilt: Alle – da schließe ich mich 
und meine Fraktion eindeutig mit ein – sind aufge-
fordert, uns in die Richtung zu engagieren, dass hier 
wieder verhandelt wird, dass eine Lösung gefunden 
wird, mit der alle, mit der die Mitarbeiter, mit der der 
Standort und mit der letztendlich auch die Stadt Bo-
chum leben kann. 

Ein letztes Wort zur Perspektive 2022: Der Kollege 
Eiskirch hat hier dazu aufgefordert, miteinander so-
lidarisch zu sein. Das sind wir auch. Sie bekommen 
unsere Unterstützung für die Perspektive Bochum 
2022. Zur Solidarität gehört aber auch, dass man 
das nicht nur hier zum Ausdruck bringt wie etwa in 
der letzten Aktuellen Stunde, sondern dazu gehört 
manchmal auch ein bisschen Symbolik. Und da sind 
wir wieder bei dem Thema „Solidaritätsfest“, bei 
dem sich unglücklicherweise von dieser Landesre-
gierung niemand hat sehen lassen.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das ist falsch! – 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Auch das ist ein Zeichen der Solidarität.  

Bezüglich der Perspektive 2022 kommt es darauf 
an, dass die Grundstücke möglichst zügig in eine 
Gesellschaft eingebracht werden, dass dann För-
dermittel beantragt werden und zügig an einer Ent-
wicklung des Standortes gearbeitet wird. Da, Herr 
Minister, bin ich auf die Resultate gespannt. Es darf 
nicht noch einmal neun Monate dauern, bis ein kon-
kretes Ergebnis vorliegt, sondern wir erwarten, dass 
Sie schon vor der Sommerpause diesem Hause er-

klären können: Ich habe etwas erreicht. Das geht in 
die richtige Richtung. – Ansonsten sind es hier nur 
Lippenbekenntnisse gewesen, und Sie helfen letzt-
endlich Opel dabei, hier ein Feigenblatt zu schaffen. 
– Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU)  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Haardt. – Verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, mir liegen keine weiteren Wortmeldungen 
mehr vor. Wir sind damit am Schluss der Aktuel-
len Stunde. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt  

2 Die Kirchen als Diener am Gemeinwohl: Ge-
sellschaftliches Engagement von Caritas und 
Diakonie anerkennen und unterstützen 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/2632 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, eine Debatte ist 
nach der Vereinbarung von heute Morgen nicht vor-
gesehen.  

Wir kommen deshalb zur Abstimmung. Der Ältes-
tenrat empfiehlt die Überweisung des Antrages 
Drucksache 16/2632 an den Hauptausschuss – 
federführend – sowie an den Ausschuss für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales. Beratung und Ab-
stimmung sollen nach Vorlage der Beschlussemp-
fehlung des federführenden Ausschusses erfolgen. 
Wer dem seine Zustimmung geben kann, den bitte 
ich um das Handzeichen. Wer kann dem nicht seine 
Zustimmung geben? Wer enthält sich? – Damit ist 
die Überweisung einstimmig angenommen. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt  

3 Gesetz zur Änderung von Rechtsvorschriften 
im Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/1187 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Drucksache 16/2643 

dritte Lesung  

Ich eröffne die Beratung und erteile als Erstes Herrn 
Abgeordneten Dr. Adelmann für die SPD-Fraktion 
das Wort. 
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Dr. Roland Adelmann (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Was 
die dritte Lesung anbelangt: Meines Erachtens wur-
den in den Ausschüssen und gestern – auch im 
Hinblick auf die Kommentare der Kammern – die 
Eckpunkte dieses Gesetzes ausreichend diskutiert. 
Darum bleibt mir im Namen der SPD-Fraktion nur, 
zu sagen, dass wir die Anregungen und Umsetzun-
gen, die aufgrund der aktuellen Anforderungen neu 
bzw. überarbeitet hier hereinkommen, unterstützen. 
Wir stimmen dem Antrag zu. – Ich danke Ihnen für 
Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Dr. Adelmann. – Für die CDU-
Landtagsfraktion spricht der Abgeordnete Burkert.  

Oskar Burkert (CDU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir haben die dritte Lesung bean-
tragt. Wir stehen damit im Gegensatz zu Ihnen Herr 
Dr. Adelmann, denn Sie haben gerade gesagt, dass 
mit diesem Gesetz alles klar sei und dass es genü-
gend diskutiert worden sei. Wir haben Ihre Ände-
rungsanträge in der letzten Ausschusssitzung erhal-
ten. Zu dem Zeitpunkt wussten wir noch nicht, dass 
die Kammern bereits am 30. November 2012 den 
Vorsitzenden des Ausschusses – mit der Anschrift: 
„An den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales, zu Händen Herrn Vorsitzenden Garbrecht“ – 
angeschrieben hatten. Wir haben keine Kopie die-
ses Schreibens bekommen. Darin haben die Kam-
mern deutlich auf drei Punkte hingewiesen, die so in 
diesem Gesetz nicht verbleiben könnten. 

Dabei geht es erstens um die Ethikkommission, 
zweitens um das Versicherungsvertragsgesetz und 
drittens um den Notfalldienst. Wir konnten diese 
Dinge nicht beraten. Aufgrund der Anregung der 
Apothekerkammer haben wir zum Thema „PTA“ 
Anhörungen durchgeführt. Selbstverständlich hätten 
wir auch sehr gerne gehört, was uns die Kammern 
dazu zu sagen haben. Die Kammern haben sich 
bemüht, mit dem Ministerium zu sprechen. Sie ha-
ben auch diese Dinge vorgebracht, aber auch keine 
Informationen erhalten.  

Gestern schon habe ich gesagt, dass heute in Berlin 
eine Arbeitsgruppe tagt, die sich genau mit der EU-
Richtlinie 2011/24 auseinandersetzt. Gerade habe 
ich aufgrund einer Rückmeldung erfahren, dass von 
den Ärztekammern Berlin, Sachsen, Schleswig-
Holstein, Bremen, Baden-Württemberg, Saarland 
und Hessen – man hatte sie gefragt, wie es dort mit 
der Umsetzung dieser Richtlinie aussieht – nur ge-
sagt wurde, das Land Hessen habe angekündigt, 
dass man demnächst an diesem Thema arbeiten 
werde. 

Man tagt in diesem Arbeitskreis in Berlin, um eine 
Vereinheitlichung der Gesetze in den einzelnen 

Bundesländern zu haben. Genau dies ist die Ziel-
setzung. Hier prescht Nordrhein-Westfalen vor und 
macht ein anderes Gesetz. Die anderen werden 
wieder andere Gesetzesregelungen vornehmen, 
und es gibt wieder ein Durcheinander und keine 
einheitliche Umsetzung einer EU-Richtlinie.  

Es ist hochinteressant, meine Damen und Herren, 
dass das Land Nordrhein-Westfalen auch an dieser 
Sitzung teilnimmt. Hätten wir dieses Gesetz gestern 
beschlossen, hätten wir gar nicht mehr über die 
Vereinheitlichung reden müssen. 

Ich darf den Vorsitzenden bitten, wenn schon Briefe 
von Kammern an die Ausschussmitglieder gesandt 
werden, diese dann auch den Ausschussmitgliedern 
zur Verfügung zu stellen, damit wir auf dem glei-
chen Kenntnisstand wie Sie bzw. das Ministerium 
sind. – Danke schön.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Burkert. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Herr Kollege Ünal.  

Arif Ünal (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir haben gestern über diese Gesetzes-
änderungen sowohl im Ausschuss als auch in der 
Anhörung und gestern sehr ausführlich diskutiert. 
Besonders weil die Opposition die Finanzierung der 
PTA-Schulungen immer wieder als vorrangig ange-
sehen hatte, haben wir hier über konkrete Geset-
zesänderungen überhaupt nicht diskutieren können.  

Genau das Thema, das Sie ansprechen, haben wir 
in der Gesetzesänderung berücksichtigt. In § 7 
steht: „bundes- und landesrechtlich nichts anderes 
vorgegeben ist.“ Das ist extra eingefügt worden, 
damit man nicht bei jeder bundes- und landesge-
setzlichen Änderung dieses Heilberufsgesetzes die-
selbe automatisch übernehmen muss.  

Was die Finanzierung der PTA-Schulen angeht, so 
haben wir das mit der Verabschiedung des Haus-
haltes erledigt. Das hat mit diesem Gesetz über-
haupt nichts zu tun.  

Mit diesem Gesetz ermöglichen wir nur, dass sich 
die Apotheken bei der Finanzierung aktiver beteili-
gen können, nicht mehr und nicht weniger. So ge-
sehen geht es hier nicht um die Finanzierung der 
PTA-Schulen, sondern um die Änderung des Heil-
berufegesetzes. – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit! 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Ünal. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Frau Kollegin Schneider. 
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Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Der vorliegende Ge-
setzentwurf ist vor allem zur PTA-Ausbildung alles 
andere als gelungen. Mit ihrem Änderungsantrag 
verpassen SPD und Grüne auch noch die Chance, 
den von den Kammern errichteten Ethikkommissio-
nen zur Beratung ihrer Kammerangehörigen in be-
rufsrechtlichen und berufsethischen Fragen rechts-
sicher Aufgaben zu übertragen. Denn für die Aufga-
benübertragung wird eine bloße Bezugnahme auf 
das Grundgesetz nicht ausreichen. Das Grundge-
setz enthält nämlich insoweit keine Aufgabenzuwei-
sung. 

(Beifall von der FDP) 

Es zeigt sich wieder: Gut gemeint ist nicht gleich gut 
gemacht! So offenbart sich in Ihrem Änderungsan-
trag eine Verschlimmbesserung des Gesetzent-
wurfs. Die Vorschriften, auf die Bezug genommen 
wird, regeln allein die Gesetzgebungsbefugnis des 
Bundes in den dort bezeichneten Bereichen. Es 
fehlt also immer noch ein Landesrecht, das verbind-
liche Aufgaben auf die Ethikkommission überträgt. 
Das ist unseriöses Stückwerk. 

Auf der Grundlage Ihres Änderungsantrages be-
kommen Sie die Aufgabenzuweisung jedenfalls 
nicht hin. Im Streitfalle wird jede Maßnahme der 
Ethikkommission vor Gericht scheitern, da es an ei-
ner rechtswirksamen Aufgabenzuweisung fehlt. 
Damit erweisen sie der Tätigkeit der Ethikkommissi-
on einen Bärendienst. 

(Beifall von der FDP) 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Im Rahmen der Informationen zur Berufsaus-
übungsberechtigung wollen Sie mit Ihrem Antrag 
den Bestimmungen der entsprechenden EU-
Richtlinie nachkommen, die bis zum 25. Oktober 
2013 von den Mitgliedstaaten umzusetzen ist. Wir 
vermissen allerdings die notwendige transparente 
Abstimmung der Umsetzungsabsichten mit den an-
deren Bundesländern. Um einen Flickenteppich von 
Umsetzungsregelungen zu vermeiden, wäre es rat-
sam gewesen, wenigstens die gemeinsame Sitzung 
der AG Heilberufe und Kammergesetze der Lan-
desärztekammern und der AG Berufe im Gesund-
heitswesen am 25. April, also heute, abzuwarten. In 
dieser Sitzung soll erstmals die Umsetzung der EU-
Patientenrechte-Richtlinie beraten werden. 

Es wäre also seriöse Politik der Landesregierung 
gewesen, die abschließende Beratung dieses Ge-
setzentwurfs zu vertagen, wenn sie schon mit ei-
nem Last-Minute-Änderungsantrag mit § 5a Abs. 5 
einen völlig neuen Regelungsgegenstand in das 
Gesetz einfügen will. Wir glauben, dass es übereilt 
ist, heute eine Entscheidung darüber zu treffen, in 
welcher Form die Umsetzung der EU-Richtlinie Ein-
gang in das Heilberufegesetz NRW findet. 

Mit der von Ihnen vorgesehen Änderung hinsichtlich 
der Informationsverpflichtung der Kammerangehöri-

gen greifen Sie nach unserer jetzigen Einschätzung 
nicht weit genug. Die Richtlinie der EU verlangt eine 
Inländergleichbehandlung von EU-Ausländern im 
Zuge der Qualitätssicherung. In der Reichweite des 
Auskunftsrechts gibt sie nicht mehr als einen Min-
deststandard vor, den man aber nicht einfach nur 
abschreiben kann. Werfen Sie einmal einen Blick in 
die einschlägige Kommentarliteratur zur Richtlinie! 
Dort herrscht uni sono die Auffassung, dass das so 
nicht geht. 

(Beifall von der FDP) 

Der mitgliedstaatliche Gesetzgeber selbst muss die 
Standards definieren. Wenn Sie das nicht tun, blei-
ben Sie nicht nur auf dem Mindestniveau, sondern 
konkretisieren dieses noch nicht einmal. Damit öff-
nen Sie Streitigkeiten über die Reichweite von Aus-
kunftsverpflichtungen Tür und Tor. 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Insgesamt dürfte der vorliegende Änderungsantrag 
nur eine Folge haben: die Steigerung der Verfah-
renszahlen am nordrhein-westfälischen Verwal-
tungsgericht. Ob das wirklich Ihr Ziel ist, möchte ich 
an dieser Stelle nicht beurteilen. Ich bitte Sie nur al-
le, dem Gesetzentwurf und dem Änderungsantrag 
in der heute vorliegenden Form nicht zuzustimmen. 
– Ich danke Ihnen.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schneider. – Für die Fraktion der Pira-
ten spricht Herr Kollege Sommer. 

Torsten Sommer (PIRATEN): Vielen Dank. – Sehr 
geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Liebe Zuschauer und Zuschauerinnen auf 
der Tribüne und im Livestream! Zu den von mir ges-
tern geäußerten Kritikpunkten zum Gesetzentwurf 
und zum Änderungsantrag haben sich keine neuen 
Erkenntnisse ergeben. Von daher möchte ich meine 
Rede an der Stelle von gestern nicht einfach nur 
wiederholen. 

Leider hat sich auch am Hauptkritikpunkt unserer 
Fraktion, der Finanzierung der PTA-Ausbildung, 
noch nichts verbessert. Innerhalb eines Tages wäre 
das auch ein bisschen kurzfristig. Das sehen wir 
ein. Wir hoffen allerdings, dass es in Zukunft besser 
wird, und bleiben für Gespräche offen. – Vielen 
Dank.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die Landesregierung spricht 
Frau Ministerin Steffens. 

Barbara Steffens, Ministerin für Gesundheit, 
Emanzipation, Pflege und Alter: Herr Präsident! 
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Meine Damen und Herren! In Richtung des Kolle-
gen, der vor mir gesprochen hat, noch einmal: Wir 
reden hier nicht über die Finanzierung der PTA-
Ausbildung – es geht nicht um den Haushalt –, son-
dern wir reden über die gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen: Wie und auf welche Weise können Fi-
nanzierungen von anderer Stelle stattfinden? Ich 
dachte, das hätten wir gestern hin- und ausreichend 
diskutiert. 

Da gestern im Wesentlichen eigentlich alles gesagt 
worden ist, will ich nicht mehr groß auf die Punkte 
eingehen. Nur so viel: Die Änderungsanträge der 
Koalitionsfraktionen sind mehrfach angesprochen 
worden. Erstens befinden wir uns in einem födera-
len System. Es ist Länderaufgabe, eine gesetzliche 
Grundlage zu schaffen. Dem kommen wir nach, 
auch mit dem Änderungsantrag der Koalitionsfrakti-
onen. Sämtliche Bedenken, die geäußert worden 
sind, kann ich überhaupt nicht teilen. 

Auch wenn man sich genau anschaut, welche ge-
setzlichen Regelungen vorgesehen sind, ist das 
haltlos. Das gilt auch für die Vorwürfe und Anmer-
kungen, die Frau Schneider gerade angeführt hat. 
Schauen wir uns den § 7 Abs. 1 in seiner neuen 
Fassung an, können wir feststellen: Die Vorwürfe, 
die Sie erhoben haben, sind haltlos. Von daher bin 
ich froh darüber, dass die Koalitionsfraktionen ihren 
Änderungsantrag gestellt haben. Damit kommen wir 
unseren Pflichten nach.  

Ein letzter Punkt, Frau Schneider: Natürlich kann es 
bei einer gesetzlichen Regelung immer unabhängig 
davon, wie die Länder eine Regelung ausgestalten, 
zu Klagen kommen. In einem Rechtsstaat ist das 
nun einmal so. Ich glaube aber, dass wir das mit 
unserer gesetzlichen Regelung weitgehend mini-
mieren oder sogar ausschließen werden. Von daher 
bin ich froh, dass wir die Beratung heute so ab-
schließen können. – Danke.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Für die SPD-Fraktion spricht Herr 
Kollege Garbrecht.  

Günter Garbrecht (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich ergreife deswegen das 
Wort, weil der Kollege Burkert mich auch als Aus-
schussvorsitzenden angesprochen und den Vorwurf 
erhoben hat, ich würde meinen Aufgaben und 
Pflichten als Ausschussvorsitzender in dieser Frage 
nicht hinreichend nachkommen. Das weise ich aus-
drücklich zurück. Alle Schreiben, die in diesem Zu-
sammenhang gekommen sind, wurden auch an alle 
Mitglieder des Ausschusses weitergeleitet, jeden-
falls ist das nachrichtlich so in meinem E-Mail-
Account für mich nachvollziehbar. Von daher sah 
ich keine Veranlassung, über das Ausschusssekre-
tariat diese Stellungnahme der Ärztekammer Nord-

rhein noch einmal als Ausschussvorsitzender an die 
Mitglieder weiterzuleiten.  

Im Übrigen, denke ich, dass meine bisherige Füh-
rung des Ausschusses, die Einbeziehung aller Frak-
tionen und aller Mitglieder des Ausschusses genug 
unter Beweis gestellt hat. Von daher weise ich noch 
einmal mit allem Nachdruck diese Vorwürfe zurück.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die CDU-Fraktion spricht Herr 
Kollege Burkert.  

Oskar Burkert (CDU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Garbrecht, ich habe vorhin 
schon die beiden Daten genannt. Diese Briefe lie-
gen keinem Ausschussmitglied der FDP und der 
CDU vor. Sie sind nicht weitergeleitet worden. Es 
gibt auch keinen E-Mail Verkehr in dieser Richtung. 
Deshalb müssen Sie diesen Vorwurf schon hin-
nehmen. Wir können in der Obleuterunde noch 
einmal darüber reden, oder Sie zeigen uns Ihren E-
Mail-Account. In unserem E-Mail-Account ist nichts 
angekommen.  

(Marc Herter [SPD]: Das ist ja ein schönes 
Gespräch!) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege. Es liegen keine weiteren Wortmel-
dungen mehr vor. Wir sind somit am Schluss der 
Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Eine weitere Bera-
tung des Fachausschusses hat zwischen der zwei-
ten und der dritten Lesung nicht stattgefunden. Ge-
genstand der Abstimmung ist deshalb der Gesetz-
entwurf in der Fassung nach der zweiten Lesung. 
Wir stimmen also ab über den Gesetzentwurf 
Drucksache 16/1187, geändert durch den Ände-
rungsantrag Drucksache 16/2656. Wer dem seine 
Zustimmung geben kann, den bitte ich um das 
Handzeichen. Wer kann dem nicht zustimmen? – 
Wer enthält sich? – Damit ist der Gesetzentwurf, 
wie soeben erläutert, mit den Stimmen der Fraktio-
nen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen gegen 
die Stimmen der CDU-Fraktion, der FDP-Fraktion 
und der Piratenfraktion angenommen worden. Er ist 
damit in dritter Lesung in der Fassung nach der 
zweiten Lesung verabschiedet worden.  

Wir kommen nun zu: 

4 Stärkungspakt für Gymnasien – Chancen der 
Verkürzung des gymnasialen Bildungsgangs 
zur Verbesserung der individuellen Förde-
rung nutzen 
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